Deutscher Bundestag 
5 . Wahlperiode 


Drucksache V/839 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 20. Juli 1966 

11/2 — 68040 — 5602/66 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes zur Durchführung 
der Verordnungen Nr. 20 (Schweinefleisch), 

Nr. 21 (Eier) und Nr. 22 (Geflügelfleisch) 
des Rates der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft sowie zur Änderung des Gesetzes 
zur Förderung der deutschen Eier- und Ge- 
flügelwirtschaft 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten. 

Der Bundesrat hat in seiner 297. Sitzung am 15. Juli 1966 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der An- 
sicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes zur Durchführung der Ver- 
ordnungen Nr. 20 (Schweinefleisch), Nr. 21 (Eier) und Nr. 22 
(Geflügelfleisch) des Rates der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft sowie zur Änderung des Gesetzes zur Förderung 
der deutschen Eier- und Geflügelwirtschaft 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- | 
rates das folgende Gesetz beschlossen; 

Artikel 1 

Das ‘Gesetz zur Durchführung der Verordnungen 
Nr. 20 (Schweinefleisch), Nr. 21 (Eier) und Nr. 22 
(Geflügelfleisch) des Rates der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft sowie zur Änderung des Ge- 
setzes zur Förderung der deutschen Eier- und Ge- 
flügelwirtschaft vom 26. Juli 1962 (Bundesgesetzbl. I 
S. 465), zuletzt geändert durch die Finanzgerichts- 
ordnung vom 6. Oktober 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1477), wird wie folgt geändert: 

1. In der Überschrift des Gesetzes werden die 
Worte: „sowie zur Änderung des Gesetzes zur 
Förderung der deutschen Eier- und Geflügelwirt- 
schaft" gestrichen. 

2. § 1 erhält folgende Fassung: 

„§ 1 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten (Bundesminister) kann im 
Einvernehmen mit den Bundesministern für Wirt- 
schaft und der Finanzen durch Rechtsverordnung, 
die nicht der Zustimmung des Bundesrates be- 
darf, die Äbschöpfungssätze verringern oder zum j 
Ausgleich von Verringerungen der Abschöp- I 
fungssätze in anderen Mitgliedstaaten zusätzliche ; 
Äbschöpfungssätze festsetzen, falls die Bundes- 
republik Deutschland durch die Kommission oder 
den Rat der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft dazu nach 

Artikel 6 oder 13 der Verordnung Nr. 20 über 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Schweinefleisch vom 
4. April 1962 (Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften 1962 S. 945) (Schweinefleisch-Ver- 
ordnung), 

Artikel 5 oder 10 der Verordnung Nr. 21 über 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Eier vom 4. April 1962 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
1962 S. 953) (Eier-Verordnung) 
oder I 


Artikel 5 oder 10 der Verordnung Nr. 22 über 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Geflügelfleisch vom 
4. April 1962 (Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften 1962 S. 959) (Geflügelfleisch-Ver- 
ordnung) 

ermächtigt wird." 

3. § 2 erhält folgende Fassung: 

.§ 2 

Der Bundesminister kann im Einvernehmen mit 
den Bundesministern für Wirtschaft und der 
Finanzen durch Rechtsverordnung, die nicht der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, 

1. die Abschöpfungssätze durch Zusatzbeträge 
nach 

Artikel 7 Abs. 3 und Artikel 8 Abs. 3 der 
Schweinefleisch- Verordnung, 

Artikel 6 Abs. 3 der Eier-Verordnung und 

Artikel 6 Abs. 3 der Geflügelfleisch-Ver- 
ordnung 

erhöhen sowie 

2. die von den Mitgliedstaaten nach 

Artikel 7 Abs. 4 und Artikel 8 Abs. 4 der 
Schweinefleisch- Verordnung, 

Artikel 6 Abs. 4 der Eier-Verordnung und 

Artikel 6 Abs. 4 der Geflügelfleisch-Ver- 
ordnung 

gemeinsam zu treffenden Maßnahmen 
durchführen." 


4. In § 2 a Abs. 3 werden die Worte: „die Außen- 
handelsstelle für Erzeugnisse der Ernährung und 
Landwirtschaft (Außenhandelsstelle)" durch die 
Worte: „das Bundesamt für Ernährung und Forst- 
wirtschaft (Bundesamt)" ersetzt. 


5. In § 2 a Abs. 5, § 8 Abs. 1 und § 16 werden je- 
weils die Worte: „die Außenhandelsstelle" durch 
die Worte „das Bundesamt" ersetzt. 
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6. In § 3 Abs. 4 werden die Worte: „die Außen- 
handelsstelle für Erzeugnisse der Ernährung und 
Landwirtschaft (Außenhandelsstelle)" durch die 
Worte „das Bundesamt" ersetzt. 

7. § 5 erhält folgende Fassung; 

„§ 5 

Der Bundesminister erläßt im Einvernehmen 
mit den Bundesministern für Wirtschaft und der 
Finanzen durch Rechtsverordnung, die nicht der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, Vorschrif- 
ten über die Voraussetzungen, die Höhe und das 
Verfahren bei Erstattungen nach 

Artikel 10 und 11 der Schweinefleisch- Verord- 
nung, 

Artikel 7 und 8 der Eier-Verordnung und 
Artikel 7 und 8 der Geflügelfleisch-Verord- 
nung. 

Dabei können für Schweinefleisch die Einfuhr- 
und Vorratsstelle und für Eier- und Geflügel- 
fleisch das Bundesamt als die für die Durchfüh- 
rung zuständigen Stellen bestimmt werden." 


8. § 5 a Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„In öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten über Er- 
stattungen ist der Finanzrechtsweg gegeben; an 
die Stelle des Finanzamtes tritt dabei für 
Schweinefleisch die Einfuhr- und Vorratsstelle 
und für Eier und Geflügelfleisch das Bundesamt." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung 


Allgemeines 

Das Zweite Änderungsgesetz zum Durchführungs- 
gesetz EWG Schweinefleisch/Eier/Geflügelfleisch 
betrifft vornehmlich eine Vereinfachung des Ver- 
fahrens beim Erlaß von Rechtsverordnungen auf 
dem Gebiet der Abschöpfungen und der Erstattun- 
gen. Es hat sich gezeigt, daß insbesondere die Mit- 
wirkung des Bundesrates oder Bundestages eine 
schnelle Reaktion auf Veränderungen der Markt- 
lage sehr erschwert. Im Interesse der Erzeuger wie 
auch der Verbraucher ist es jedoch erforderlich, 
Veränderungen der Abschöpfungs- und Erstattungs- 
sätze so schnell zu verwirklichen, daß ein wirt- 
schaftlicher Erfolg solcher Maßnahmen gewährlei- 
stet ist. 

Im einzelnen ist folgendes zu bemerken: 

Artikel 1 

Nummer 1 

Der Hinweis aus das Gesetz zur Förderung der 
deutschen Eier- und Geflügelwirtschaft in der Über- 
schrift des Gesetzes ist entbehrlich, da dieses Ge- 
setz am 31. Dezember 1963 außer Kraft getreten ist. 

Nummer 2 

Die Neufassung entspricht im wesentlichen dem § 3 
Abs. 3 des Durchführungsgesetzes EWG Rindfleisch 
vom 3. November 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 829). 
Außerdem ist berücksichtigt worden, daß Ermächti- 
gungen zu Abschöpfungssenkungen nicht nur von 
der Kommission, sondern z. B. nach Artikel 13 der 
Verordnung Nr. 20 auch vom Rat gegeben werden 
können. Die Ermächtigung im bisherigen § 2 Nr. 1 
zur Festsetzung zusätzlicher Abschöpfungssätze ist 
wegen des Sachzusammenhangs in § 1 aufgenom- 
men worden. 


Nummer 3 

§ 2 ist neu gefaßt worden. Außerdem ist die Mit- 
wirkung des Bundesfinanzministers vorgeschrieben 
worden. 

Nummer 4 bis 6 

Die Änderungen sollen lediglich der Umbenennung 
der Außenhandelsstelle in „Bundesamt für Ernäh- 
rung und Forstwirtschaft" gemäß § 12 Abs. 1 des 
Ernährungssicherstellungsgesetzes vom 24. August 

1965 (Bundesgesetzbl. I S. 938) Rechnung tragen. 

Nummer 7 

Durch die Änderung wird anstelle der Bundesregie- 
rung der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten für den Erlaß von Rechtsverord- 
nungen über Erstattungen zuständig. Dabei ist das 
Einvernehmen mit den Bundesministern für Wirt- 
schaft und der Finanzen herzustellen. 

Die Neufassung geht teilweise auf eine Empfehlung 
des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten des Deutschen Bundestages vom 16. Februar 

1966 zurück, vermeidet es jedoch, unterschiedliche 
Ermächtigungsvorschriften für die Festlegung der 
Erstattungssätze einerseits und für das sonstige Er- 
stattungsverfahren andererseits zu schaffen. 

Sie bietet nunmehr eine Grundlage für eine schnelle 
Anpassung der Ausfuhrerstattung an die sich unter 
Umständen schnell ändernden Marktverhältnisse. 

Nummer 8 

Durch die Neufassung des § 5 a Satz 1 wird berück- 
sichtigt, daß für Eier und Geflügel nicht die Einfuhr- 
und Vorratsstelle, sondern das Bundesamt zustän- 
dig ist. 

Kosten 

Durch das Änderungsgesetz entstehen keine zu- 
sätzlichen Kosten. 
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